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INTERNATIONALE VERSCHULDUNGSKRISE

Diether Hoffmann

Wege aus der Schuldenkrise
Nach fünf Jahren internationaler Schuldenkrise wächst bei allen Beteiligten der Eindruck, 

daß das bislang betriebene kurzfristige Krisenmanagement nicht endlos fortgeführt 
werden kann. Welche langfristigen Perspektiven zeichnen sich ab?
Welche Anforderungen sind an eine konstruktive Lösung zu stellen?

Ende September 1987 diskutierten die 151 Mit
gliedsländer des Internationalen Währungsfonds 

und der Weltbank erneut über Lösungsmöglichkeiten 
der internationalen Schuldenkrise. Doch weder waren 
konkrete Schritte zur Realisierung des von Finanzmini
ster Baker 1985 in Seoul vorgelegten Programms zu er
kennen, noch gab es neue Ideen, die zu einer Lösung 
der Probleme führen könnten. Vorgetragen wurden im 
wesentlichen neue Formeln, die nur als Umschreibun
gen für die Politik der kurzfristigen Anpassungen be
zeichnet werden können. „Menü der Optionen“ war das 
neue Schlagwort.

Nach Bakers „Programm für dauerhaftes Wachstum“ 
von 1985 sollten die Schuldnerländer mittels Strukturre
formen eine langfristige Anpassungs- und Wachstums
politik verfolgen, die privaten Banken sollten nicht nur 
ihre bereits gegebenen Kredite in langfristige Forderun
gen umwandeln, sondern darüber hinaus neue Mittel 
zurVerfügung stellen, und auch der Internationale Wäh
rungsfonds, die Weltbank und die anderen multinationa
len Kreditinstitute sollten sich zusätzlich engagieren.

Im einzelnen ging es um 15 Länder, deren Verbindlich
keiten Ende 1986 465 Mrd. $ betrugen-Argentinien, Bo
livien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Ecuador, die Elfen
beinküste, Marokko, Mexiko, Nigeria, Peru, die Philippi
nen, Uruguay, Venezuela und Jugoslawien. Diesen Län
dern sollten nach Bakers Vorschlag insgesamt 29 Mrd. 
$ neue Mittel netto zur Verfügung gestellt werden, 20 
Mrd. $ von den Geschäftsbanken und 9 Mrd. $ von den 
multinationalen Instituten.

Dr. Diether Hoffmann, 58, Rechtsanwalt in Frank
furt, war u.a. Sprecher des Vorstandes der Bank 
für Gemeinwirtschaft (BfG), Frankfurt, sowie der 
Neuen Heimat, Hamburg.
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Schon aus Höflichkeit wurde der Baker-Plan allseits 
mit Wohlwollen aufgenommen. Doch im wesentlichen 
wurde in den letzten zwei Jahren der Schwarze Peter 
zwischen den Beteiligten, d. h. den Schuldnerländern, 
den Regierungen der Geberländer und den privaten 
Kreditinstituten, nur mit Erfolg hin und hergeschoben -  
mit Erfolg insofern, als der befürchtete große Krach bis
her vermieden wurde.

Dabei wäre es falsch zu sagen, daß in den letzten 
zwei Jahren nichts geschehen sei. Permanent tagten 
Regierungsbeamte und Notenbankvertreter aus den 
Entwicklungs- und den Industrieländern -  teils mit, teils 
ohne die Vertreter der Banken - ,  um von Fall zu Fall 
neue Lösungen zu finden, und es wurde auch eine Fülle 
von Umschuldungsvereinbarungen abgeschlossen. 
Doch in ihnen wurde -  mit Ausnahme Mexikos -  für kein 
Land ein Durchbruch erzielt, der wenigstens in gewis
sem Umfang die Gewißheit vermittelte, daß langfristig 
sowohl eine Bedienung der Verbindlichkeiten wie eine 
Entwicklung mit dem erforderlichen Wachstum gesi
chert erschiene. Im Gegenteil, in einzelnen Fällen ha
ben sich die Probleme so vermehrt, daß noch nicht ein
mal kurz- oder mittelfristige Lösungen zum Gegenstand 
von Vereinbarungen gemacht werden konnten; in die
sen Ländern kam es zur Einstellung der Zahlungen.

Ein kurzer Überblick über die 15 „Baker“ -Länder zeigt 
folgendes Bild: mit Argentinien, Bolivien, Chile, Kolum
bien, Ecuador, der Elfenbeinküste, Marokko, den Philip
pinen, Uruguay und Venezuela wurden Umschuldungs
vereinbarungen abgeschlossen, die bisher einigerma
ßen funktionieren. Eine Vereinbarung mit Nigeria steht 
auf dem Papier, doch es fehlt noch die Zustimmung ei
ner Anzahl der zu beteiligenden Banken. Peru war das 
erste Land, das 1985 einseitig ein Moratorium verkün
dete und erklärte, es werde nur noch 10% seiner 
Exporterlöse für die Bedienung seiner Auslandsver
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bindlichkeiten zur Verfügung stellen. Diesem Beispiel 
folgte im Februar dieses Jafires Brasilien -  allerdings 
nicht in der gleichen schroffen Weise wie Peru, sondern 
verbunden mit der Erklärung, man wolle gemeinsam mit 
den Gläubigern eine Lösung suchen.

Die Lage in Jugoslawien ist insbesondere nach dem 
Zusammenbruch der bosnischen Firma Agrokommerz 
ziemlich unübersichtlich; letzte Meldungen sprechen 
davon, das Land wolle seine Auslandsschulden nur 
noch langfristig und „nach den realen Möglichkeiten der 
Wirtschaftskraft“ tilgen.

Andererseits wurde ein Durchbruch, der sich mehr an 
den von Finanzminister Baker vor zwei Jahren aufge
stellten Maximen orientiert, in den Verhandlungen mit 
Mexiko erzielt; die im März dieses Jahres abgeschlos
sene neue Umschuldungsvereinbarung verschafft dem 
Land Zugang zu neuen Krediten in Höhe von 6 Mrd. $. 
Darüber hinaus wurden für die bestehenden Verbind
lichkeiten neue Laufzeiten von bis zu 20 Jahren verein
bart, von denen fünf bis neun tilgungsfrei sein werden.

Ursachen der Misere

Daß es nur in diesem einen Fall gelang, zu einer Ver
einbarung zu kommen, die langfristig eine ruhigere und 
vor allem wachstumsorientierte Lösung als möglich er
scheinen läßt, lag an internen Entwicklungen in den 
Schuldnerländern, an externen wirtschaftlichen Fakto
ren sowie an der Zurückhaltung der Gläubiger und an 
deren divergierenden Interessen. Auch wer sich schon 
lange mit der Wirtschaftpolitik der einzelnen Regierun
gen der Entwicklungsländer befaßt hat, wird es schwer 
finden zu quantifizieren, in welchem Umfang ihre Misere 
auf eigenes Versagen und in welchem Umfang sie auf 
Außeneinflüsse zurückzuführen ist.

Zweifelsohne haben Mismanagement -  vor allem im 
öffentlichen Sektor - , hohe Defizite der öffentlichen 
Haushalte und daraus sich ergebende Inflation, eine 
häufig verfehlte Wechselkurspolitik, Korruption und Ka
pitalflucht eine gesunde Entwicklung erschwert; doch 
der Anstieg der Zinssätze für die Auslandsschulden von 
1978 bis 1985, der Verfall der Preise für die Exportgüter 
der Entwicklungsländer bei gleichzeitiger Verteuerung 
ihrer Importe und die Stagnation der Weltwirtschaft wa
ren wohl für die Zunahme der Verschuldung in weit stär
kerem Umfang ursächlich und führten letzten Endes 
dazu, daß die Verbindlichkeiten nicht mehr bedient wer
den konnten.

In den letzten zwei Jahren hat es eine gewisse Entla
stung durch den Rückgang der Zinssätze gegeben, an
dererseits führte die weltwirtschaftliche Entwicklung zu
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einer überdurchschnittlichen Belastung der Entwick
lungsländer, da ihr Export durch protektionistische Maß
nahmen in den Industrieländern zusätzlich erschwert 
wurde.

Trotz dieser Belastungen kam es nicht zu einer allge
meinen Zahlungseinstellung. Der Schuldnerboykott 
wurde zwar immer wieder gefordert, besonders laut
stark von Fidel Castro, die meisten Schuldnerländer wa
ren jedoch bestrebt, Lösungen im Verhandlungswege 
zu finden, da sie aus einseitigen Aktionen für sich selbst 
eher größeren Schaden erwarten mußten als für ihre 
Gläubiger Gemeinsam erheben sie aber die Forderung, 
die Schuldendienstzahlungen ihren wirtschaftlichen 
Möglichkeiten anzupassen und sie nicht zu zwingen, 
mehr als einen bestimmten Teil ihrer Exporterlöse für 
den Schuldendienst zu verwenden.

Ihre Sprecher, die Gruppe der 24, forderten in Wa
shington außerdem neue Ütierlegungen zur Überwin
dung der Krise: eine Reduzierung der Schulden durch 
eine Anpassung an ihren Marktwert, neue Fazilitäten 
zur Bedienung der Schulden, eine Verbriefung eines 
Teils der Schulden, Mechanismen für deren Rückkauf 
durch die Schuldner, die Reduzierung der Zinsen auf hi
storisch normale Sätze und einen Schutz der Anpas
sungsbemühungen gegen externe Schocks sowie ins
besondere den Beginn eines neuen Dialogs zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern.

Haltung der Gläubiger

Die offiziellen Kreditgeber waren bisher zwar bereit, 
sich an den Umschuldungsverhandlungen -  vor allem 
im Pariser Club, in dem die Geberländer gemeinsam 
nach Lösungen suchen -  zu beteiligen, doch gab kein 
Land Maßnahmen zur Überwindung der internationalen 
Schuldenkrise Priorität gegenüber den überall ebenfalls 
erforderlichen Bemühungen um eine Konsolidierung 
der eigenen Haushalte. Neue Mittel wurden weder ein
zelnen Entwicklungsländern noch den multinationalen 
Instituten in dem erforderlichen Umfang zusätzlich zur 
Verfügung gestellt. Ein bedeutender Zufluß neuer Mittel 
von den privaten Banken scheiterte schon an der viel zu 
großen Zahl der jeweils beteiligten Institute; über 600 
Banken unter einen Hut zu bringen ist eine Aufgabe, die 
nur in besonderen Ausnahmefällen gelingen kann.

Nicht zuletzt die sehr unterschiedliche Wertberichti
gungspraxis machte bis Anfang dieses Jahres eine Ver
ständigung zwischen den nationalen Gruppen der Gläu
bigerbanken schwierig. Seit die US-amerikanischen 
Banken im 2. Quartal 1987 Milliardenbeträge für ihre Ri
siken in Lateinamerika zurückgestellt und sich damit 
prinzipiell der europäischen Vorgehensweise ange
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schlossen haben und seit die japanischen Banken ihre 
risikobehafteten Engagements im März 1987 mit erheb
lichen Abschlägen auf eine von ihnen gegründete Finan
zierungsgesellschaft mit Sitz auf den Bahamas übertra
gen haben, sind die erheblichen Unterschiede wenig
stens zum Teil beseitigt.

Daraus ergeben sich jedoch sogleich wieder neue 
Schwierigkeiten. Zum einen erwarten die Schuldner 
nunmehr, daß sich auch ihre Verbindlichkeiten entspre
chend der Höhe der darauf gebildeten Wertberichtigun
gen reduzieren. Zum anderen entfällt gerade für die US- 
Banken der Zwang, wenigstens in Höhe ihrer Zinsforde
rungen neue Kredite zu gewähren, um so Wertberichti
gungen zu vermeiden. Und schließlich gibt es Anzei
chen dafür, daß die japanischen Banken den neu ge
wonnenen Spielraum nutzen, um der japanischen Wirt
schaft in Lateinamerika eine weitere Expansion zu er
möglichen -  auch die Konkurrenz für deutsche Produkte 
kann dadurch härter werden.

Langfristige Lösungen

Diese Bestandsaufnahme veranlaßt heute wohl kei
nen Verantwortlichen mehr, mit Genugtuung von einem 
erfolgreichen Krisenmanagement zu sprechen, so wie

man seinerzeit die Umleitung der Petrodollars in die Ent
wicklungsländer als einen Beweis für die Leistungsfä
higkeit des internationalen Bankensystems betrachtet 
hatte. Aus der Vergangenheit hat man zwar gelernt, 
aber gehandelt wurde nur in unzureichendem Ausmaß. 
Mancher ist so erschöpft, daß man schon von einer 
„Schuldenmüdigkeit“ spricht.

In dieser Situation werden es nur Leichtfertige für 
möglich halten, daß weiterhin durch kurzfristige Arran
gements von einem Jahr zum anderen die Basis für eine 
Wiedergesundung des internationalen Finanzsystems 
geschaffen werden kann. Allerdings gilt es dabei, die Er
fahrungen der letzten beiden Jahre zu berücksichtigen 
und auf ihnen aufbauend langfristige Lösungen zu fin
den.

Das Beispiel Mexiko zeigt, daß dafür Fristen von 20 
Jahren keinesfalls als ungewöhnlich, sondern eher als 
realistisch bezeichnet werden müssen. Dabei wird man 
zugeben müssen, daß es unmöglich ist, über so lange 
Zeiträume sinnvoll zu planen; die Zustimmung zu sol
chen Vereinbarungen setzt also voraus, daß die Beteilig
ten den Schuldnern ein auf dem Hintergrund ihrer Erfah
rungen außerordentliches Vertrauen entgegenbringen. 
Das Prinzip Hoffnung tritt damit letzten Endes an die
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Stelle sorgfältiger Analysen, die trotzdem keinesfalls 
überflüssig werden, in ihrer Bedeutung jedoch relativiert 
werden müssen.

Für viele gilt wohl, daß sie solchen Arrangements zu
stimmen, weil auch sie keine Alternative vorschlagen 
können. Denn es ist unvorstellbar, daß gegenüber den 
wesentlichen Schuldnerländern auf gerichtliche 
Zwangsmaßnahmen zurückgeghffen wird, so wie dies 
in einem einzigen Fall, nämlich gegenüber Nordkorea, 
von den Banken versucht wurde. Da erst recht der Ein
satz von Kanonenbooten und Fregatten, der um die 
Jahrhundertwende in vergleichbaren Fällen noch üblich 
war, ausscheidet, muß man sich arrangieren, und dies 
geht, wie die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, nur, in
dem man den Schuldnern weit entgegenkommt.

Realistische Maßnahmen

Dazu gehört auch, daß wie im Beispiel Mexiko Anpas
sungsklauseln vereinbart werden, die auf die wirtschaft
liche Entwicklung im Schuldnerland Rücksicht nehmen. 
Vor allem die Kopplung der Zahlungsverpflichtungen an 
die Entwicklung der Preise der Exportgüter wird wohl in 
Zukunft ein wesentlicher Bestandteil langfristiger Um
schuldungsprogramme sein; für Mexiko war der Ölpreis 
der entscheidende Indikator; für andere Länder werden 
es die Preise von Metallen oder von Agrarprodukten 
sein, die die Exporterlöse so stark beeinflussen, daß 
ihre Berücksichtigung in realistischen Umschuldungs
vereinbarungen als unumgänglich erscheint.

Andererseits werden die Schuldnerländer sich nicht 
nur anstrengen müssen, aus ihrer Misere herauszukom
men, sie werden hierfür mit ihren Gläubigern entspre
chende Maßnahmen vereinbaren und eine Kontrolle 
durch die Gläubiger akzeptieren müssen. Die Schuld
nerländer betrachten solche Zwänge häufig als Eingriffe 
in ihre Souveränität, als Hindernisse für ein eigenständi
ges Formulieren interner Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
Solche Vorbehalte sind gerechtfertigt, und insoweit muß 
man sich des Unterschieds zwischen einem inländi
schen Schuldner und einem souveränen Staat, der sei
nen Verbindlichkeiten nachkommen soll, bewußt sein.

Auch gilt es, den verständlichen Empfindlichkeiten 
Rechnung zu tragen, die in mehr als einem Jahrhundert 
wirtschaftlicher Abhängigkeit von den USA und von Eu
ropa entstanden sind. Gerade wir Deutschen sollten 
uns daran erinnern, welchen Schaden von außen ge
schaffene wirtschaftliche Zwänge in der Weimarer Zeit 
angerichtet haben und daß Auflagen und Kontrollen den 
Beginn einer demokratischen Entwicklung zunichte ma
chen können, und wir sollten uns daran erinnern, daß 
eine sinnvolle, d. h. die volkswirtschaftlichen Möglich

keiten berücksichtigende Umschuldung, nämlich das 
Londoner Schuldenabkommen von 1953, uns wesent
lich unseren jetzigen Wohlstand ermöglicht hat.

Die Rolle des IWF

Dennoch erfordert die Überwindung der Schulden
krise, daß der Weg, der von den Schuldnerländern zu 
beschreiten ist, zum Gegenstand von Vereinbarungen 
gemacht und auch kontrolliert wird. Dem Internationa
len Währungsfonds wird daher auch in Zukunft eine zen
trale Rolle zufallen. Der Fonds ist dafür am ehesten ge
eignet, weil er seit nunmehr über 30 Jahren an Umschul- 
dungs- und Anpassungsprogrammen beteiligt war; der 
bei ihm vorhandene Sachverstand kann von keiner an
deren Stelle ersetzt werden. Andererseits wird es 
schwer sein, dies überall durchzusetzen. In der ganzen 
Dritten Welt gibt es Kritik an der Art und Weise, wie der 
Fonds in der Vergangenheit seine Vorstellungen durch
zusetzen versucht hat; ihm wird vor allem vorgeworfen, 
daß er die wirtschaftlichen und noch mehr die sozialen 
Gegebenheiten in den Schuldnerländern zu wenig be
rücksichtigt, daß er sich zu stark an marktwirtschaftli
chen Modellen orientiert, so den Einflüssen ausländi
scher Investitoren Tür und Tor öffnet und schließlich daß 
er für die erforderlichen Anpassungen viel zu kurze Zeit
räume ins Auge faßt.

Diese Kritik, auch wenn sie in vielen Fällen überzogen 
ist, ist nicht unberechtigt. Doch lassen die Verhandlun
gen der letzten Jahre erkennen, daß der Fonds seine 
Vorschläge nunmehr unter Berücksichtigung dieser Kri
tik formuliert. Vor allem wurden ihm auch Mittel zur Ver
fügung gestellt, die es ihm ermöglichen, den Schuldner
ländern nicht mehr nur für kurze Überbrückungsmaß
nahmen Fazilitäten einzuräumen. Allerdings ist die psy
chologische Hemmschwelle, mit ihm Anpassungspro
gramme zu vereinbaren, vor allem in den lateinamerika
nischen Schuldnerländern nach wie vor sehr hoch, und 
Kritik am Fonds dient häufig auch dazu, von eigenen 
Fehlern abzulenken.

Es bedarf großer Anstrengungen aller Beteiligten, 
diese Vorurteile abzubauen, und auf seiten des Fonds 
weiterhin einer neuen Orientierung seiner Vorschläge, 
um deutlich zu machen, daß es um realistische Anpas
sungen geht, die nicht nur kurzfristige Liquiditätspro
bleme lösen sollen, sondern die ein langfristiges Wachs
tum in den Schuldnerländern als wesentlichstes Ziel ha
ben. Andererseits geht es ohne den Fonds nicht; ohne 
die Vereinbarung von Programmen mit ihm und auch die 
Kontrolle dieser Programme durch ihn werden weder 
die Regierungen der Gläubigerländer noch die privaten 
Kreditgeber bereit sein, sich an Umschuldungsaktionen 
zu beteiligen.
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Zufuhr neuen Kapitals

Eine ebenfalls bedeutsame Rolle muß der Beteili
gung der Weltbank an den erforderlichen Finanzierun
gen zukommen. Es kann nicht erwartet werden, daß die 
privaten Banken sich in dem erforderlichen Umfang zu
sätzlich engagieren. Neues Geld wird ganz wesentlich 
von offiziellen Stellen kommen müssen, sei es von den 
einzelnen Regierungen, sei es von multinationalen Or
ganisationen. Die Zufuhr neuen Kapitals für die Welt
bank ist deshalb eine weitere Voraussetzung dafür, daß 
die Verschuldungskrise gemeistert werden kann.

Alles neue Geld, alle Vereinbarungen werden aller
dings nichts helfen, wenn die Weltwirtschaft auch in den 
kommenden Jahren nicht aus ihrer Stagnation heraus
kommt. Wieder steigende Exporterlöse, die allein die 
Bedienung auch der umgeschuldeten Verbindlichkeiten 
ermöglichen, sind nur zu erwarten, wenn es wieder zu
nehmende Absatzchancen für die Produkte der Schuld
nerländer in den Industrieländern gibt. Auch deshalb 
muß vor der Zunahme protektionistischer Maßnahmen 
eindringlich gewarnt werden.

Von den privaten Banken muß in erster Linie gefordert 
werden, daß sie die erforderlichen Vereinbarungen nicht 
durch Obstruktion verhindern. So wie sie bei Zahlungs
schwierigkeiten inländischer Schuldner gegebenenfalls 
durch Vergleichsverwalter und Gericht gezwungen wer
den, einer Umstrukturierung zuzustimmen, muß von ih
nen erwartet werden, daß sie auch die neuen Lösungen 
für Schuldnerländer mittragen. Das Problem sind dabei 
eher die Banken mit geringem Engagement als die gro
ßen Banken; doch werden auch sie mitwirken müssen, 
denn selbst die kleineren Forderungsbeträge addieren 
sich zu Summen, die einen nicht unbedeutenden Anteil 
an der Verschuldung eines Landes ausmachen können.

Allerdings wird es, wie schon gesagt, kaum möglich 
sein, von den Banken wesentliche neue Engagements 
zu verlangen. Zwar wird -  zum Teil mit Recht -  gesagt, 
daß sich für die Banken aus ihrer früheren Beteiligung 
an der Finanzierung der Schuldnerländer entspre
chende Verpflichtungen ergeben. Doch hat es keinen

Sinn, auf solche Überlegungen im einzelnen einzuge
hen, denn es ist einfach nicht realistisch, vom Bankensy
stem insgesamt, so wie es in den wesentlichen Gläubi
gerländern strukturiert ist, die Bereitstellung der erfor
derlichen Mittel zu erwarten.

Forderungsverzichte

Eine andere Frage ist es, ob die Banken nicht Anlaß 
haben, ihre Wertberichtigungen bei ihrer Zustimmung 
zu Umschuldungen mit einzusetzen. Es ist sicher zutref
fend, daß jeder Forderungsverzicht auch fürden Schuld
ner negative Folgen hat; seine weitere Kreditwürdigkeit 
wird dadurch nachhaltig verschlechtert. Noch wichtiger 
ist es, daß der Forderungsverzicht gegenüber einem 
Land selbstverständlich dazu führt, daß andere Länder, 
auch solche, die darauf nicht zwingend angewiesen 
sind, ebenfalls entsprechende Zugeständnisse verlan
gen werden, und was in einem Fall sinnvoll und vertret
bar erscheinen mag, wird nicht mehr zu ertragen sein, 
wenn es in allen Fällen zu entsprechenden Abschlägen 
kommen müßte.

In diesem Zusammenhang wird auch gesagt, daß mit 
solchen Zugeständnissen derjenige belohnt würde, der 
nicht ordentlich gewirtschaftet hat, während derjenige, 
der mit größeren Anstrengungen eine Zahlungseinstel
lung vermieden hat, leer ausgehen müßte. So verständ
lich diese Betrachung ist, sie ist letzten Endes nicht 
überzeugend. Allgemein gilt -  man mag sagen, leider - , 
daß in einer Krisensituation dem Schuldner Zugeständ
nisse gemacht werden, mit denen er in normalen Zeiten 
nicht rechnen kann.

Solche Überlegungen führten den amerikanischen 
Senator William Bradley zu dem Vorschlag, einen Schul
denverzicht in Höhe von insgesamt 18 % der Forderun
gen zu verordnen. Dieser Vorschlag erscheint allerdings 
nicht realistisch. Die Reaktion auf ähnliche Überlegun
gen des Vorstandssprechers der Deutschen Bank, Al
fred Herrhausen, macht deutlich, daß hierüber -  so be
rechtigt die Überlegungen sein mögen -  kein Einver
ständnis zu erzielen ist.
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Die gebildeten Wertberichtigungen werden deshalb 
wohl nicht unmittelbar zur Schuldenminderung einge
setzt werden können, doch sollten sie den Banken be
achtlichen Spielraum für die Zugeständnisse geben, die 
im übrigen bei Umschuldungsvereinbarungen verlangt 
werden müssen. Dies gilt insbesondere für die Festset
zung der Zinssätze. Der Grundsatz, daß nur der beste 
Schuldner den besten Zinssatz bekommt, muß in die
sen Fällen in sein Gegenteil verwandelt werden.

Andere Zugeständnisse

In den Vereinigten Staaten wird zur Zeit auch darüber 
diskutiert, neue Engagements der Banken in den 
Schuldnerländern dadurch zu ermöglichen, daß diese 
ihre Alt-Forderungen mit Abschlägen zum Teil auf eine 
neu zu bildende Regierungsagentur übertragen kön
nen. Entsprechende Vorschläge knüpfen an einzelne 
Vereinbarungen an, mit denen Banken sich eine bevor
zugte Behandlung -  vor allem einen Ausschluß aus dem 
Kreis der Gläubiger, die zu weiteren Finanzierungen auf
gefordert wurden -  sicherten, wenn sie ihre Forderun
gen zu erheblich niedrigerem Kurs in Exit-Papiere oder 
ähnliche Wertschriften des Schuldnerlandes umwandel
ten. Sowohl in den Beschlüssen des Repräsentanten
hauses als auch in denen des Senats zum neuen Han
delsgesetz ist diese Möglichkeit enthalten.

Es erscheint sinnvoll, solche Überlegungen auch in 
anderen Ländern anzustellen, insbesondere wenn da
mit andere Transaktionen, wie der Tausch von Forderun
gen in Beteiligungskapital und vor allem die Gewährung 
neuer Mittel für die Finanzierung des Handels, verbun
den werden können; für solche Operationen könnte sich 
in der Bundesrepublik die Deutsche Entwicklungsge
sellschaft anbieten. Transaktionen dieser Art könnten 
dafür sorgen, daß wenigstens die für echte Handelsge
schäfte erforderlichen Mittel wieder von den privaten 
Geschäftsbanken zurVerfügung gestellt werden.

ln einzelnen Fällen wird auch noch mit anderen Mit
teln geholfen werden können. Es sei hierzu vor allem 
auf die Überlegungen verwiesen, Forderungen in Eigen
kapital an Unternehmungen in den Schuldnerländern 
umzuwandeln und einen Zweitmarkt für die Forderun
gen einzurichten. Solche Überlegungen haben sich für 
einzelne Länder bereits als nützlich erwiesen. Zauber
formeln sind sie jedoch nicht. Das gilt auch für das Kon
zept der Verbriefung von Forderungen („securization“ ), 
die allenfalls einen Handel mit den Forderungen erleich
tern kann.

Wer das neue Schlagwort vom „Menü der Optionen“ 
verwendet und von ihm neue Konzeptionen für die Lö
sung der Probleme erwartet, sollte sich daher stets vor 
Augen halten, daß keine Patentrezepte existieren. Man

kommt am schwierigen Verhandeln mit jedem einzelnen 
Land nicht vorbei. Für jedes Land muß die jeweils geeig
nete Lösung gefunden werden.

Demokratien als Partner

Bei diesen Verhandlungen sollte eins nicht vergessen 
werden: die wesentlichen Schuldnerländer sind heute 
anders als noch vor fünf Jahren Demokratien. Kein ein
sichtiger Politiker, kein einsichtiger Bankier und kein ein
sichtiger Unternehmer darf die Gefahren unterschät
zen, die sich ergeben, wenn diese Länder wieder von 
Diktaturen beherrscht werden, weil es den Demokraten 
nicht gelingt, mit dem Verschuldungsproblem fertig zu 
werden.

Der Fortbestand demokratischer Systeme in den Ent
wicklungsländern wird wesentlich von der weiteren wirt
schaftlichen Entwicklung abhängen. Die argentinischen 
Wahlen müssen insoweit jeden nachdenklich stimmen. 
Von Silva-Herzog, dem früheren mexikanischen Finanz
minister, stammt der Satz: „Sparprogramme (Austerität) 
und Demokratie können nicht sehr lange zusammen 
existieren.“ Im komfortablen Basler Büro läßt sich dazu 
leicht schreiben, „ eine Verbesserung des Lebensstan
dards“ in den Schuldnerländern wäre „natürlich will
kommen; doch wenn diese Länder aus ihren Schulden
problemen herauswachsen“ sollten, so müßte „das 
Wachstum durch zunehmende Investitionen und Ex
porte getragen sein“ .

Die in diesem Satz aus dem Geschäftsbericht der 
Bank für internationalen Zahlungsausgleich enthaltene 
Kritik ist nicht unberechtigt, da in einzelnen Ländern 
eine Politik betrieben wurde, die gerade den Besserver
dienenden eine beachtliche Erhöhung ihrer Konsum
ausgaben ermöglichte. Und manch ein Deutscher mag 
dazu auf seine eigenen Erfahrungen verweisen, doch 
übersieht er dabei, daß es ihm auch in den schlimmsten 
Zeiten nie so schlecht gegangen ist, wie vielen Millio
nen, die heute noch in den Entwicklungsländern Hunger 
leiden.

Die schwierige Aufgabe, die mancher für kaum lösbar 
halten mag, besteht deshalb darin, mit langfristigen 
Umschuldungsprogrammen in den Schuldnerländern 
selbst eine Entwicklung zu ermöglichen, die den Bevöl
kerungen das Gefühl vermittelt, daß sie nicht in erster Li
nie für das Abtragen der Schuldenlast arbeiten. Man 
kann daher nur der Aufforderung der Päpstlichen Kom
mission lustitia et Pax zustimmen, „die Frage der Aus
landsschulden der Entwicklungsländer (auch) vom 
Standpunkt der Ethik zu untersuchen und Lösungen zu 
entwickeln, die gerecht sind und die Würde derer wah
ren, die am härtesten von den Folgen betroffen sind“ .
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